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Grundsätze der Fachhochschule Weihenstephan 
für die Vergabe von Leistungsbezügen 

sowie von Forschungs- und Lehrzulagen 
 

Vom 22. November 2006 
 
 
 

Gem. § 10 Satz 2 der Bayerischen Hochschulleistungsbezügeverordnung (BayHLeistBV) 
vom 15. Dezember 2004 (GVBl S. 575), geändert durch § 2 der Verordnung zur Anpas-
sung von Rechtsverordnungen an die Modernisierung des bayerischen Hochschulrechts 
(BayHSchRAnpV) vom 16. Juni 2006 (GVBl S. 347), hat die Hochschulleitung der 
Fachhochschule Weihenstephan mit Beschluss vom 8. November 2006 im Benehmen 
mit dem Senat folgende Grundsätze verabschiedet: 
 
 
 
 

Präambel 
1Mit diesen Grundsätzen wird die Professorenbesoldungsreform entsprechend den Vor-
gaben und Möglichkeiten des Bayerischen Besoldungsgesetzes und der Bayerischen 
Hochschulleistungsbezügeverordnung an der Fachhochschule Weihenstephan umge-
setzt. 2Die Grundsätze sollen gewährleisten, dass das bei der Bemessung der leistungs-
bezogenen Professorenbesoldung auszuübende Ermessen nach einheitlichen, transparen-
ten und für den Einzelnen vorhersehbaren Kriterien Anwendung finden. 3Ziel ist die Ge-
währleistung einer hohen Lehr- und Forschungsqualität an der Fachhochschule Weihen-
stephan. 4Dies soll insbesondere bei den besonderen Leistungsbezügen durch ein Stu-
fenmodell mit leistungsabhängiger Höherstufung erreicht werden. 5Dadurch wird ein 
permanenter Leistungsanreiz von der Berufung bis zur Pensionierung gewährleistet so-
wie eine kontinuierliche Leistungsbeurteilung. 6Die detaillierten und umfangreichen Krite-
rien sollen eine individuelle und gerechte Leistungsbewertung aller Professoren und Pro-
fessorinnen ermöglichen. 7Für die nach den Grundsätzen zu treffenden Entscheidungen 
ist der Präsident oder die Präsidentin zuständig. 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Die Grundsätze regeln die Vergabe von Leistungsbezügen gemäß der Bayerischen 
Hochschulleistungsbezügeverordnung (BayHLeistBV) an der Fachhochschule Weihenste-
phan. 
 
(2) 1Sie gelten für Professoren und Professorinnen, die den Besoldungsgruppen W 2 
und W 3 der Besoldungsordnung W zugeordnet werden. 2Die Gewährung von Funktions-
Leistungsbezügen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 BayHLeistBV an die Mitglieder der Hochschul-
leitung, die nach Maßgabe der Besoldungsordnung W besoldet werden, sowie von Beru-
fungs-, Bleibe- und besonderen Leistungsbezügen an den Präsidenten oder die Präsiden-
tin erfolgt durch das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst und ist nicht Gegenstand dieser Grundsätze. 
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§ 2 
Kontigentierung der Leistungsbezüge  

 
(1) Die Ausgaben für Funktions-Leistungsbezüge sollen nicht mehr als 5 von Hundert 
des zur Verfügung stehenden Vergaberahmens in Anspruch nehmen. 
 
(2) Mindestens 15 von Hundert des Vergaberahmens sollen gemäß § 9 Abs. 4 
BayHSchLeistBV auf besondere Leistungsbezüge entfallen. 
 
(3) Der verbleibende Vergaberahmen ist für Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge 
oder für weitere besondere Leistungsbezüge gem. Abs. 2 bestimmt. 
 
 

§ 3 
Grundlagen der Leistungsbezüge und Besoldungsanpassungen 

 
(1) Die Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge nach § 4, die besonderen Leistungsbe-
züge nach § 5 sowie die Funktions-Leistungsbezüge nach § 6 werden grundsätzlich bei 
fortlaufend zu zahlenden Leistungsbezügen in Bezüge-Stufen in Höhe von jeweils 2 von 
Hundert des jeweiligen W-Grundgehalts vergeben. 
 
(2) Die Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge nach § 4 und die besonderen Leis-
tungsbezüge nach § 5 als Einmalzahlungen werden als ein Vielfaches einer Bezügestufe 
in Höhe von 2 von Hundert des jeweiligen W-Grundgehalts vergeben. Die Gewährung 
von Funktions-Leistungsbezügen als Einmalzahlungen ist nicht möglich. 
 
(3) Unbefristet gewährte Leistungsbezüge nach § 4 sowie befristete und unbefristete 
Leistungsbezüge nach § 5 nehmen mit dem Vomhundertsatz an den nach der Vergabe 
in Kraft tretenden allgemeinen Besoldungsanpassungen teil, um den die Grundgehälter 
der Besoldungsordnung W angepasst werden, sofern nicht der Präsident oder die Präsi-
dentin die Besoldungsanpassung im Einzelfall ausschließt. 
 
 

§ 4 
Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 

 
(1) 1Berufungs-Leistungsbezüge können von einer für eine Berufung auf eine Profes-
sur ausgewählten Person mit dem Präsidenten oder der Präsidentin ausgehandelt wer-
den. 2Hierbei sind insbesondere die individuelle Qualifikation für die ausgeschriebene 
Professur, etwaige Evaluierungsergebnisse, die Bewerberlage sowie die Arbeitsmarktsi-
tuation in dem jeweiligen Fach zu berücksichtigen. 
 
(2) 1Bleibe-Leistungsbezüge können auf Antrag eines Professors oder einer Professo-
rin von dem Präsidenten oder der Präsidentin gewährt werden, wenn ein schriftlicher Ruf 
an eine andere, in der Regel außerbayerische Hochschule vorgelegt oder das Angebot 
eines anderen Beschäftigungsverhältnisses glaubhaft gemacht wird. 2Vorteile aus dem 
nicht erforderlichen Ortswechsel sollen durch einen Abschlag gegenüber dem auswärti-
gen Berufungsangebot angemessen berücksichtigt werden. 
 
(3) 1Vor Entscheidung über die Gewährung von Berufungs- und Bleibe-
Leistungsbezügen holt der Präsident oder die Präsidentin eine Stellungnahme des zu-
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ständigen Dekans oder der zuständigen Dekanin ein. 2Der Dekan oder die Dekanin muss 
sich vor einer Berufungsverhandlung zur Bedeutung der Berufung für die Fakultät sowie 
zu den Kriterien nach Absatz 1 Satz 2 äußern bzw. vor Beginn der Bleibeverhandlung 
überzeugend begründen, warum ein besonderes Interesse an der Person besteht, das 
Leistungsbezüge rechtfertigt. 3Der Präsident oder die Präsidentin entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen und unter Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes über 
die Gewährung von Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge.4Die Entscheidungen ergehen 
schriftlich und sind aktenkundig zu machen. 
 
(4) 1Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge werden in der Regel als laufende monat-
liche Zahlung und unbefristet in Höhe von höchstens 12 Bezüge-Stufen gewährt. 2Bei 
befristeter Vergabe werden sie in der Regel auf drei Jahre gewährt. 3Berufungs- und 
Bleibe-Leistungsbezüge werden frühestens nach Ablauf von drei Jahren seit der letzten 
Gewährung neu vergeben oder erhöht. 
 
(5) 1Bei befristeter Vergabe können Zielvereinbarungen abgeschlossen werden, deren 
Erfüllung Voraussetzung für die unbefristete Gewährung nach Ablauf der Befristung ist. 
2Die betroffenen Professoren und Professorinnen haben die in den folgenden Jahren ge-
planten Schwerpunkte ihrer Tätigkeit in der mit dem Präsidenten oder der Präsidentin 
abzuschließenden Zielvereinbarung darzulegen. 3Die Entfristung ist bei dem Präsidenten 
oder der Präsidentin drei Monate vor Ablauf der Befristung zu beantragen. 
 
(6) In besonders begründeten Fällen kann der Präsident oder die Präsidentin Beru-
fungs- und Bleibe-Leistungsbezüge anstelle einer laufenden monatlichen Zahlung als 
Einmalzahlung in Höhe von bis zu 100 Bezüge-Stufen gewähren. 
 
 

§ 5 
Besondere Leistungsbezüge für besondere Leistungen 

 
(1) 1Die Entscheidung über die Gewährung besonderer Leistungsbezüge ergeht auf-
grund eines Antrags des Professors oder der Professorin unter Beifügung eines teilfor-
malisierten Selbstberichts. 2Dem Antrag ist von dem Antrag stellenden Professor oder 
von der Antrag stellenden Professorin eine begründete Stellungnahme des Dekans oder 
der Dekanin beizufügen; bei der Gewährung von besonderen Leistungsbezügen für den 
Dekan oder die Dekanin erstellt die Stellungnahme der Prodekan oder die Prodekanin. 
3Für den Antrag ist das im Intranet abrufbare Formblatt zu verwenden, das dem Präsi-
denten oder der Präsidentin bis spätestens 30. Juni des jeweiligen Jahres vorgelegt 
werden muss, erstmals zum 30.Juni 2007. 4Verspätet eingegangene oder unvollständi-
ge Anträge werden nicht berücksichtigt. 
 
(2) 1Der Präsident oder die Präsidentin wird bei der Bewertung der besonderen Leis-
tungen im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 1 BayHLeistBV des Professors oder der Professo-
rin von einer Besoldungskommission beraten und unterstützt, an die er oder sie die An-
träge zunächst weitergibt. 2Der Besoldungskommission gehören an: 
1. ein Vizepräsident oder eine Vizepräsidentin und 
2. vier Vertreter der Gruppe der Professoren und Professorinnen der Fachhochschule 

Weihenstephan, die über besondere Erfahrungen bei der Beurteilung von Leistun-
gen in Lehre und Forschung verfügen. 

3Das Mitglied nach Satz 2 Nr. 1 wird durch die Hochschulleitung jeweils für die Amtszeit 
als Vizepräsident oder Vizepräsidentin bestellt. 4Die Mitglieder nach Satz 2 Nr. 2 werden 
von der Hochschulleitung für die Dauer von fünf Jahren ernannt; Wiederbestellung ist 
zulässig. 5Die Besoldungskommission spricht eine Bewertungsempfehlung für die Verga-
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beentscheidungen aus. 6Der Präsident oder die Präsidentin entscheidet im Benehmen mit 
den übrigen Mitgliedern der Hochschulleitung nach pflichtgemäßem Ermessen und unter 
Beachtung des Leistungs- und Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Anträge. 7Die 
Entscheidungen ergehen schriftlich und sind aktenkundig zu machen. 
 
(3) 1Der Präsident oder die Präsidentin trifft bis zum 31.Oktober des jeweiligen Jah-
res die Vergabeentscheidung, erstmals zum 31.Oktober 2007. 2Vergaberunden finden 
einmal jährlich statt. 3Der Präsident oder die Präsidentin informiert die Erweiterte Hoch-
schulleitung und den Senat summarisch über die Ergebnisse der Vergaberunden. 
 
(4) 1Für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung oder Nach-
wuchsförderung, die im Rahmen der hauptamtlichen Tätigkeit in der Regel über mindes-
tens drei Jahre erbracht werden, kann der Präsident oder die Präsidentin besondere Leis-
tungsbezüge gewähren. 2Die besonderen Leistungsbezüge werden in folgenden fünf 
Leistungs-Stufen gewährt: 
 

1. Leistungs-Stufe: 
Besondere Leistungsbezüge in Höhe von drei Bezüge-Stufen; frühestens nach Ab-
lauf von drei Jahren seit Eintritt in die Fachhochschule. 
 
2. Leistungs-Stufe: 
Besondere Leistungsbezüge in Höhe von fünf Bezüge-Stufen; frühestens nach 
Ablauf von sechs Jahren seit Eintritt in die Fachhochschule. 
 
3. Leistungs-Stufe: 
Besondere Leistungsbezüge in Höhe von vier Bezüge-Stufen; frühestens nach Ab-
lauf von zehn Jahren seit Eintritt in die Fachhochschule. 
 
4. Leistungs-Stufe: 
Besondere Leistungsbezüge in Höhe von drei Bezüge-Stufen; frühestens nach Ab-
lauf von vierzehn Jahren seit Eintritt in die Fachhochschule. 
 
5. Leistungs-Stufe: 
Besondere Leistungsbezüge in Höhe von zwei Bezüge-Stufen; frühestens nach 
Ablauf von achtzehn Jahren seit Eintritt in die Fachhochschule. 
 

3Die besonderen Leistungsbezüge werden im Fall der Bewilligung im Rahmen des haus-
haltsrechtlichen Vergaberahmens gewährt. 4Ist der Vergaberahmen ausgeschöpft, wer-
den die besonderen Leistungsbezüge bei nächstmöglicher Verfügbarkeit in den folgenden 
Vergaberunden gewährt. 5Reichen die für die jeweilige Vergaberunde im Vergaberahmen 
verfügbaren Haushaltsmittel nicht aus, alle gewährbaren Leistungs- und Bezügestufen in 
dem in Satz 2 vorgesehenen Umfang zu gewähren, wird die Erhöhung zu dem Zeitpunkt 
in der Höhe vorgenommen, die der Vergaberahmen zulässt. 6In diesem Fall werden die in 
einer Vergaberunde gewährbaren besonderen Leistungsbezüge für jeden Empfäger im 
gleichen prozentualen Umfang gekürzt, wie es die Einhaltung des Vergaberahmens er-
fordert. 7Die Beträge sind zu den übrigen monatlich zu zahlenden Bezügen hinzuzurech-
nen. 8Die Gewährung einer Leistungsstufe setzt voraus, dass die vorherige Leistungsstu-
fe zumindest befristet und ohne Widerruf gewährt wurde. 
 
(5) 1Für die Vergabe der Leistungsstufen gelten die in der Anlage zu diesen 
Grundsätzen genannten Kriterien. 2Die Gewährung der Leistungs-Stufe 1 und der weite-
ren Stufen nach Absatz 4 erfolgen auf der Grundlage eines Punktesystems und setzt die 
Teilnahme an den Vergaberunden nach Absatz 1 voraus. 3Der Selbstbericht des Profes-
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sors oder der Professorin nach Absatz 1 Satz 1, die Stellungnahme des Dekans oder der 
Dekanin nach Absatz 1 Satz 2 sowie die Bewertungsempfehlung der Besoldungskom-
mission nach Absatz 2 Satz 5 schließen mit einer Punktebewertung nach dem Punkte-
system ab.4Für Leistungen der Professoren und Professorinnen werden 
 

1. in der Lehre höchstens 60 Punkte, 
2. in der Selbstverwaltung höchstens 25 Punkte, 
3. in der anwendungsbezogenen 

Forschung und Entwicklung 
höchstens 25 Punkte und 

4. bei sonstigen Leistungen höchstens 10 Punkte vergeben. 
 
5Ergibt die von dem Präsidenten oder der Präsidentin auf Empfehlung der Besoldungs-
kommission vorgenommene Bewertung eine Punktzahl von unter 60 insgesamt oder 
unter 30 in der Lehre kann die erste oder nächste Leistungs-Stufe nicht gewährt wer-
den. 6Ergibt die von dem Präsidenten oder der Präsidentin auf Empfehlung der Besol-
dungskommission vorgenommene Bewertung eine Punktzahl von unter 50 insgesamt 
oder unter 20 in der Lehre kann die erreichte Leistungs-Stufe auch nicht bestätigt wer-
den. 7Leistungen, für die Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge, Funktions-
Leistungsbezüge sowie Forschung- oder Lehrzulagen gewährt werden, bleiben bei der 
Bewertung für die Gewährung besonderer Leistungsbezüge für besondere Leistungen 
außer Betracht.  
 
(6) 1Die besonderen Leistungsbezüge der ersten und fünften Leistungs-Stufe werden 
befristet für einen Zeitraum von drei Jahren vergeben. 2Die besonderen Leistungsbezüge 
der zweiten, dritten und vierten Leistungs-Stufe werden befristet für einen Zeitraum von 
vier Jahren vergeben. 3Wird in einer Vergaberunde die bereits erreichte Leistungs-Stufe 
bestätigt oder die nächste Leistungs-Stufe vergeben, so wird der besondere Leistungs-
bezug der erreichten oder vorangegangenen Leistungs-Stufe unbefristet weiter gewährt. 
4Die fünfte Leistungsstufe wird nach drei Jahren entfristet. 
 
(7) 1In besonders begründeten Fällen, insbesondere für einmalige herausragende Leis-
tungen, kann der Präsident oder die Präsidentin besondere Leistungsbezüge als Einmal-
zahlung in Höhe von bis zu 30 Bezüge-Stufen gewähren. 2Leistungen, für die Einmalzah-
lungen nach Satz 1 gewährt wurden, bleiben bei der Bewertung für die Gewährung be-
sonderer Leistungsbezüge für besondere Leistungen nach Absatz 5 außer Betracht..3Auf 
Grund besonderer Umstände des Einzelfalls kann der Präsident oder die Präsidentin bei 
Vorliegen von besonders herausragenden Leistungen, die über einen zusammenhängen-
den Zeitraum von mindestens drei Jahre erbracht wurden und für die Leistungsfähigkeit 
und Entwicklung der Hochschule von besonderer Bedeutung waren, statt der Regel-
leistungs-Stufe die nächsthöhere Leistungs-Stufe unter Einschluss der Bezügestufen der 
Regelleistungsstufe gewähren. 4Vor Entscheidungen nach Satz 1 und Satz 3 holt der 
Präsident oder die Präsidentin eine gesonderte Stellungnahme des Dekans oder der De-
kanin und vor Entscheidungen nach Satz 3 zusätzlich eine gesonderte Empfehlung der 
Besoldungskommission ein; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Absatz 2 Sätze 6 und 7 
gelten entsprechend.  

 
(8) 1Bei Lehrtätigkeiten gemäß § 4 Abs. 3 Spiegelstrich 2 BayHLeistBV kann der Profes-
sor oder die Professorin wählen, ob diese Lehrtätigkeit bei den Kriterien gemäß Abs. 5 
Satz 1 einbezogen, oder ein Leistungsbezug als Einmalzahlung bis zur Höhe der Mehrar-
beitsvergütung für Professoren und Professorinnen der C-Besoldung gewährt werden 
soll. 2Bei Wahl der zweiten Alternative ist die Einmalzahlung begrenzt auf bis zu 30 Be-
zügestufen je Semester; für die Gewährung gilt das Genehmigungsverfahren für Mehrar-
beit der Fachhochschule Weihenstephan. 3Absatz 5 Satz 7 gilt entsprechend. 
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(9) Besondere Leistungsbezüge, die unbefristet vergeben wurden, können bei einem 
erheblichen Leistungsabfall für die Zukunft ganz oder teilweise durch den Präsidenten 
oder die Präsidentin widerrufen werden. 
 
(10) 1Bei der Bewertung von Leistungen darf eine Unterbrechung der Tätigkeit als Pro-
fessor oder Professorin wegen der Übernahme des Amtes als Präsident oder Präsidentin 
zu keiner Benachteiligung führen. 2Aus diesem Grunde kann ein Antrag auf Vergabe be-
sonderer Leistungsbezüge mit Leistungen aus den letzten drei Jahren vor Übernahme 
des Präsidentenamtes begründet werden, selbst wenn diese Leistungen bei der Gewäh-
rung einer oder mehrerer Leistungs-Stufen bereits berücksichtigt wurden. 3Es erfolgt 
eine Einstufung in die Leistungsstufe des Absatz 4, die gemäß den Leistungen nach Satz 
2 ohne die Unterbrechung wegen der Übernahme des Amtes als Präsident oder Präsi-
dentin erreicht worden wäre. 
 
(11) 1Bei der Bewertung von Leistungen darf eine Reduzierung der Tätigkeit als Pro-
fessor oder Professorin wegen der Übernahme von Tätigkeiten in der Hochschulselbst-
verwaltung als Vizepräsident oder Vizepräsidentin, Dekan oder Dekanin, Studiendekan 
oder Studiendekanin, Leiter oder Leiterin einer zentralen Einrichtung und als Senatsvor-
sitzender oder Senatsvorsitzende zu keiner Benachteiligung führen. 2Aus diesem Grunde 
kann ein Antrag auf Vergabe besonderer Leistungsbezüge auch mit Leistungen aus den 
letzten drei Jahren vor Übernahme der Selbstverwaltungstätigkeit begründet werden, 
selbst wenn diese Leistungen bei der Gewährung einer oder mehrerer Leistungs-Stufen 
bereits berücksichtigt wurden. 3Die Reduzierung der Tätigkeit in Lehre und Forschung ist 
bei der Bewertung der Leistungen aus der Zeit der Selbstverwaltungstätigkeit angemes-
sen zu berücksichtigen. 
 
(12) 1Eine familienpolitische Teilzeitbeschäftigung gemäß Art. 80 b Bayerisches Beam-
tengesetz sowie die Inanspruchnahme der Elternzeit gemäß §§ 12 ff Urlaubsverordnung 
oder gemäß §§ 15 ff. des Bundeserziehungsgeldgesetzes sind im Rahmen der beamten-, 
arbeits- oder tarifrechtlichen Vorgaben angemessen zu berücksichtigen. 2Insbesondere 
kann ein verkürzter Bewertungszeitraum für die Gewährung besonderer Leistungsbezüge 
zugrunde gelegt werden. 
 
 

§ 6 
Funktions-Leistungsbezüge 

 
(1) Für die in § 2 der Satzung der Fachhochschule Weihenstephan zur Festlegung der 
Funktionen für die Gewährung von Funktions-Leistungsbezügen festgelegten Aufgaben 
in der Hochschulselbstverwaltung können Funktions-Leistungsbezüge gewährt werden. 
 
(2) Die Funktions-Leistungsbezüge betragen 

1. für Dekane und Dekaninnen: 
bis zu sechs Bezüge-Stufen, 

2. für Studiendekane und Studiendekaninnen: 
bis zu vier Bezüge-Stufen, 

3. Leiter und Leiterinnen von zentralen Einrichtungen: 
bis zu vier Bezüge-Stufen, 

4. für den Senatsvorsitzenden oder die Senatsvorsitzende: 
bis zu vier Bezüge-Stufen. 
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(3) 1Der Präsident oder die Präsidentin entscheidet nach pflichtgemäßen Ermessen 
nach der mit der Funktion verbundenen Belastung und Verantwortung sowie der Größe 
der Einrichtung im Einzelfall über die konkrete Höhe der Funktions-Leistungsbezüge; eine 
etwaige Ermäßigung der Lehrverpflichtung soll berücksichtigt werden. 2Bei kollegialer 
Leitung einer zentralen Einrichtung erhält die Funktions-Leistungsbezüge der jeweils be-
stellte Sprecher. 3Die Entscheidungen ergehen schriftlich und sind aktenkundig zu ma-
chen. 
 
(4) 1Die Gewährung von Funktions-Leistungsbezügen erfolgt für die Dauer der Wahr-
nehmung der Funktion. 2Jeweils bei Amtsantritt und Ablaufen der Amtszeit begonnene 
Monate werden als ganze Monate gerechnet. 
 
 

§ 7 
Forschungs- und Lehrzulage 

 
(1) 1Unter den Voraussetzungen des § 7 BayHLeistBV kann Professorinnen und Pro-
fessoren, die im Hauptamt Mittel privater Dritter für Forschungs- oder Lehrvorhaben der 
Hochschule einwerben und diese Vorhaben durchführen, eine Zulage gewährt werden. 
2Diese wird regelmäßig monatlich für die Dauer des Projekts gewährt, ist nicht ruhege-
haltsfähig und nimmt nicht an den allgemeinen Besoldungsanpassungen teil. 3Sie wird 
nur gewährt wenn die Drittmittelabrechnung über die Hochschulkonten abgewickelt wird 
und erst nachdem entsprechende Zahlungen eingegangen sind. 
 
(2) 1Anträge auf Gewährung einer Forschungs- und Lehrzulage sind an den Präsiden-
ten oder die Präsidentin zu richten, der oder die für die Entscheidung über die Gewäh-
rung zuständig ist. 2Den Anträgen sind neben einer Stellungnahme des Dekans oder der 
Dekanin Unterlagen des Drittmittelgebers beizufügen, aus denen sich die Höhe des Be-
trages für die Zulage sowie Beginn und Ende des Drittmittelflusses ergeben müssen. 3Die 
Entscheidungen ergehen schriftlich und sind aktenkundig zu machen. 
 
(3) Eine Forschungs- und Lehrzulage wird nur gewährt, wenn der bei privaten Dritt-
mittelprojekten anfallende Overhead in der jeweils geltenden Höhe auch auf den Betrag 
eingeworben wird, aus dem die Forschungs- und Lehrzulage gedeckt wird. 
 
 

§ 8 
Verrechnung von Berufungs- und Bleibeleistungsbezüge mit besonderen 

Leistungsbezügen 
 
(1) 1Bei der Gewährung von fortlaufend zu zahlenden unbefristeten Berufungsleis-

tungsbezügen erfolgt hinsichtlich der besonderen Leistungsbezüge in der Regel 
eine Einstufung in die Leistungs-Stufe des § 5 Abs. 4, die der Professor oder die 
Professorin mit der Grundvergütung und den gewährten Berufungsleistungsbezü-
gen betragsmäßig erreicht oder überschreitet. 2Bei Gewährung der nächsten 
Leistungs-Stufe des § 5 Abs. 4 werden etwaige Überschreitungen der Leistungs-
stufe bei der erstmaligen Einordnung in der Weise miteinberechnet, dass die 
nächste Leistungs-Stufe nicht überschritten wird. 3Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für fortlaufend zu zahlende befristete Berufungsleistungsbezüge, sofern ei-
ne Entfristung nach § 4 Abs. 5 Satz 3 erfolgt. 4Erfolgt keine Entfristung, ist für 
die Gewährung von besonderen Leistungsbezügen nach § 5 Abs. 4 eine Leis-
tungsbewertung nach § 5 Abs. 1 bis 3 und 5 durchzuführen. 5In besonders be-
gründeten Ausnahmefällen kann der Präsident oder die Präsidentin fortlaufend zu 



Seite 8 von 10  

zahlende unbefristete Berufungsleistungsbezüge ohne Einstufung in die 
Leistungs-Stufen des § 5 Abs. 4 gewähren; in diesem Fall werden die besonde-
ren Leistungsbezüge des § 5 neben den Berufungsleistungsbezügen gewährt. 
6Entscheidungen nach Satz 5 trifft der Präsident oder die Präsidentin nach 
pflichtgemäßem Ermessen und der Beachtung des Leistungs- und Gleichbehand-
lungsgrundsatzes. 7Die Entscheidungen ergehen schriftlich und sind aktenkundig 
zu machen. 

 
(2) Bei der Gewährung von fortlaufend zu zahlenden Bleibeleistungsbezügen gilt hin-

sichtlich der Gewährung von besonderen Leistungsbezügen Abs. 1 entsprechend. 
 
 

§ 9 
Übergangsregelungen für den Wechsel von der C-Besoldung in die W-Besoldung 

 
(1) 1Für Professorinnen und Professoren der Bundesbesoldungsordnung C, für die die 
Vertrauensschutzregelung gemäß Art. 32 Abs. 12 BayBesG in Verbindung mit § 12 
Abs. 2 BayHLeistBV Anwendung findet, gilt Folgendes: 
 

2Im Rahmen des Vertrauensschutzes gewährt die Hochschulleitung bei Vorliegen 
der Voraussetzungen nach § 12 Abs. 2 Sätze 4 und 5 BayHLeistBV ab dem 1. 
des Monats, der dem Zeitpunkt folgt, an dem ein Professor oder eine Professorin 
auf Grund der an der Fachhochschule Weihenstephan üblichen Wartezeit, der 
voraussichtlichen Verfügbarkeit einer besetzbaren C 3-Stelle an der Fachhoch-
schule Weihenstephan sowie des Begutachtungsverfahrens nach § 12 Abs. 2 
Satz 5 BayHLeistBV in ein Amt der Besoldunggruppe C 3 berufen worden wäre, 
besondere Leistungsbezüge als Vertrauensschutzleistungsbezüge. 3Die Höhe der 
Vertrauensschutzleistungsbezüge bestimmt sich nach § 12 Abs. 2 Sätze 2 und 3 
BayHLeistBV. 

 
(2) Für Professorinnen und Professoren der Bundesbesoldungsordnung C, für die 
nicht die Vertrauensschutzregelung des § 12 Abs. 2 BayHLeistBV gilt, gilt Folgendes: 
 

1. 1Denjenigen, die bis spätestens 31. Dezember 2007 bei dem Präsidenten 
oder der Präsidentin beantragen, ihnen ein Amt der Besoldungsordnung W 2 zu 
übertragen, werden bereits ab der Wirksamkeit der Übertragung eines Amtes der 
Besoldungsordnung W 2 besondere Leistungsbezüge in Höhe der Differenz der 
zuletzt erhaltenen C 2-Grundbezüge und der Grundvergütung nach W 2 unbefris-
tet gewährt. 2Sie werden in die Leistungs-Stufe des § 5 Abs. 4 eingestuft, die er 
oder sie mit der Grundvergütung nach W 2 und der gewährten besonderen Leis-
tungsbezüge betragsmäßig erreicht oder überschreitet. 3Bei Gewährung der 
nächsten Leistungs-Stufe des § 5 Abs. 4 werden etwaige Überschreitungen der 
Leistungsstufe bei der erstmaligen Einordnung in der Weise miteinberechnet, dass 
die nächste Leistungs-Stufe nicht überschritten wird. 4Im Übrigen gilt § 5 ent-
sprechend. 

 
 

2. 1Diejenigen, die abweichend von Nr. 1 die Überführung aus einem Amt der 
Besoldungsordnung C in ein Amt der Besoldungsordnung W 2 beantragen, ohne 
Bleibeverhandlungen zu führen, erhalten besondere Leistungsbezüge, deren Höhe 
sich nach den im Rahmen der C-Besoldung erbrachten Leistungen richtet und die 
für fünf Jahre befristet gewährt werden. 2Für die Bewertung der Leistungen gilt § 
5 Abs. 5, für das Bewertungsverfahren § 5 Absätze 1 bis 3 entsprechend. 3Für 
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den befristeten Vergabezeitraum werden Zielvereinbarungen abgeschlossen, de-
ren Erfüllung Voraussetzung für die unbefristete Gewährung nach Ablauf der Be-
fristung ist. 4Die betroffenen Professoren und Professorinnen haben die in den 
fünf Jahren geplanten Schwerpunkte ihrer Tätigkeit darzulegen. 5Die Entfristung 
ist bei dem Präsidenten oder der Präsidentin drei Monate vor Ablauf der Befris-
tung zu beantragen. 6Bei einer Entfristung gilt Nr. 1 Sätze 2 bis 4 entsprechend. 
 
 

§ 10 
Vergaberahmen, Prioritätenliste, Ruhegehaltsfähigkeit 

 
(1) 1Bei der Entscheidung über die Gewährung von Leistungsbezügen ist auf die Ein-
haltung des Vergaberahmens zu achten. 2Die in den Grundsätzen genannten Leistungs-
stufen und Bezügestufen werden nur im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 
und sonstiger rechtlicher Vorschriften unter Beachtung des Vergaberahmens gewährt. 
 
(2) 1Bei nicht ausreichendem Vergaberahmen gilt folgende Prioritätenliste: 
 

1. Zahlung bereits gewährter Leistungsbezüge; 
2. Professoren und Professorinnen in der C-Besoldung, die nicht unter die 

Vertrauensschutzregelung fallen und die vor dem 01. Januar 2008 nach 
W-2 optieren; 

3. Vertrauensschutzprofessoren/innen gemäß § 12 Abs. 2 BayHLeistBV; 
4. Funktionsleistungsbezüge; 
5. Fortlaufend zu zahlende besondere Leistungsbezüge; 
6. Fortlaufend zu zahlende Berufungsleistungsbezüge; 
7. Fortlaufend zu zahlende Bleibeleistungsbezüge; 
8. Einmalzahlungen von Leistungsbezügen in der Reihenfolge entsprechend 

Nrn. 5 bis 7; 
9. Professoren und Professorinnen in der C-Besoldung, die nicht unter die 

Vertrauensschutzregelung fallen und die nach dem 31. Dezember 2007 
nach W-2 optieren. 

 
2Kann mangels ausreichender Haushaltsmittel eine Prioritätsstufe nicht vollständig erfüllt 
werden, so werden die Mittel innerhalb dieser Stufe anteilig an die entsprechenden Emp-
fänger verteilt. 3Bei der Prioritätsstufe 3 wird eine Differenz zwischen dem nach § 12 
Abs. 2 möglichem Vertrauensschutzleistungsbezug und den auf Grund mangelnder 
Haushaltsmittel zahlbarem Vertrauensschutzleistungsbezug im darauffolgenden Haus-
haltsjahr ausgeglichen, sofern entsprechende Mittel vorhanden sind, ansonsten im Fol-
gejahr usw. 4Bei den Prioritätsstufen 1, 2 und 5 wird die Differenz der auf Grund man-
gelnder Haushaltsmittel nicht in vollem Umfang gewährten besonderen Leistungsbezüge 
und der in einer Vergaberunde gewährbaren besonderen Leistungsbezüge im darauffol-
genden Haushaltsjahr in der dann durchzuführenden Vergaberunde mit Priorität gegen-
über der Gewährung der besonderen Leistungsbezüge dieser Vergaberunde gewährt, 
sofern ausreichende Haushaltsmittel vorhanden sind, ansonsten im Folgejahr usw. 
 
(3) Die Ruhegehaltsfähigkeit der Leistungsbezüge bestimmt sich nach § 6 BayH-
LeistBV. 
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§ 11 

In-Kraft-Treten 
 

 
1Diese Grundsätze treten am 23. November 2006 in Kraft. 2Sie werden innerhalb der 
Fachhochschule Weihenstephan veröffentlicht. 
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